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Der Inhaber einer Internetseite darf ohne Erlaubnis der Urheberrechtsinhaber über 
Hyperlinks auf geschützte Werke verweisen, die auf einer anderen Seite frei 

zugänglich sind  

Das gilt auch dann, wenn Internetnutzer, die einen Link anklicken, den Eindruck haben, dass das 
Werk auf der Seite erscheint, die den Link enthält 

Auf der Internetseite der Zeitung Göteborgs-Posten wurden von mehreren schwedischen 
Journalisten verfasste Presseartikel frei zugänglich veröffentlicht. Retriever Sverige, ein 
schwedisches Unternehmen, betreibt eine Internetseite, auf der für ihre Kunden anklickbare 
Internetlinks (Hyperlinks) zu Artikeln bereitgestellt werden, die auf anderen Internetseiten, u. a. der 
Seite der Göteborgs-Posten, veröffentlicht sind. Retriever Sverige hat bei den betroffenen 
Journalisten jedoch keine Erlaubnis für das Setzen von Hyperlinks zu den auf der Seite der 
Göteborgs-Posten veröffentlichten Artikeln eingeholt. 

Das Svea hovrätt (Rechtsmittelgericht Svea, Schweden) hat sich an den Gerichtshof gewandt und 
ihm die Frage vorgelegt, ob die Bereitstellung solcher Links eine Handlung der öffentlichen 
Wiedergabe im Sinne des Unionsrechts darstellt1. Wenn ja, wäre es nicht möglich, ohne Erlaubnis 
der Urheberrechtsinhaber Hyperlinks zu setzen. Nach dem Unionsrecht haben Urheber nämlich 
das ausschließliche Recht, jede öffentliche Wiedergabe ihrer Werke zu erlauben oder zu verbieten. 

Im Urteil vom heutigen Tag stellt der Gerichtshof fest, dass eine Handlung der Wiedergabe 
vorliegt, wenn anklickbare Links zu geschützten Werken bereitgestellt werden. Eine solche 
Handlung ist nämlich definiert als öffentliche Zugänglichmachung eines Werkes in der Weise, dass 
die Öffentlichkeit dazu Zugang hat (auch wenn sie diese Möglichkeit nicht nutzt). Darüber hinaus 
können die potenziellen Nutzer der von Retriever Sverige betriebenen Internetseite als 
Öffentlichkeit angesehen werden, da ihre Zahl unbestimmt und ziemlich groß ist. 

Der Gerichtshof weist allerdings darauf hin, dass sich die Wiedergabe an ein neues Publikum 
richten muss, d. h. an ein Publikum, das die Urheberrechtsinhaber nicht hatten erfassen wollen, als 
sie die ursprüngliche Wiedergabe erlaubten. Nach Auffassung des Gerichtshofs fehlt es im Fall der 
von Retriever Sverige betriebenen Internetseite an einem solchen „neuen Publikum“. Da die auf 
der Seite der Göteborgs-Posten angebotenen Werke frei zugänglich waren, sind die Nutzer der 
Seite von Retriever Sverige nämlich als Teil der Öffentlichkeit anzusehen, die die Journalisten 
hatten erfassen wollen, als sie die Veröffentlichung der Artikel auf der Seite der Göteborgs-Posten 
erlaubten. Diese Feststellung wird nicht dadurch in Frage gestellt, dass Internetnutzer, die den Link 
anklicken, den Eindruck haben, dass das Werk auf der Seite von Retriever Sverige erscheint, 
obwohl es in Wirklichkeit von der Göteborgs-Posten kommt.  

Der Gerichtshof folgert daraus, dass der Inhaber einer Internetseite wie die von Retriever Sverige 
ohne Erlaubnis der Urheberrechtsinhaber über Hyperlinks auf geschützte Werke verweisen darf, 
die auf einer anderen Seite frei zugänglich sind. 

                                                 
1
 Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter 

Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft (ABl. L 167, S. 10).  
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Dies wäre jedoch anders, wenn ein Hyperlink es den Nutzern der Seite, auf der sich dieser Link 
befindet, ermöglichen würde, beschränkende Maßnahmen zu umgehen, die auf der Seite, auf der 
das geschützte Werk zu finden ist, getroffen wurden, um den Zugang der Öffentlichkeit allein auf 
ihre Abonnenten zu beschränken, da in diesem Fall die Urheberrechtsinhaber nicht die 
betreffenden Nutzer als potenzielles Publikum hätten erfassen wollen, als sie die ursprüngliche 
Wiedergabe erlaubten.  

Schließlich stellt der Gerichtshof fest, dass die Mitgliedstaaten nicht das Recht haben, einen weiter 
gehenden Schutz der Inhaber von Urheberrechten durch Erweiterung des Begriffs der „öffentlichen 
Wiedergabe“ vorzusehen. Dadurch entstünden nämlich rechtliche Unterschiede und somit 
Rechtsunsicherheit, wo doch mit der in Rede stehenden Richtlinie diesen Problemen gerade 
abgeholfen werden soll. 

 

HINWEIS: Im Wege eines Vorabentscheidungsersuchens können die Gerichte der Mitgliedstaaten in einem 
bei ihnen anhängigen Rechtsstreit dem Gerichtshof Fragen nach der Auslegung des Unionsrechts oder nach 
der Gültigkeit einer Handlung der Union vorlegen. Der Gerichtshof entscheidet nicht über den nationalen 
Rechtsstreit. Es ist Sache des nationalen Gerichts, über die Rechtssache im Einklang mit der Entscheidung 
des Gerichtshofs zu entscheiden. Diese Entscheidung des Gerichtshofs bindet in gleicher Weise andere 
nationale Gerichte, die mit einem ähnlichen Problem befasst werden. 

 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den Gerichtshof nicht bindet. 

Der Volltext des Urteils wird am Tag der Verkündung auf der Curia-Website veröffentlicht.  

Pressekontakt: Hartmut Ost  (+352) 4303 3255 

Filmaufnahmen von der Verkündung des Urteils sind verfügbar über   
„Europe by Satellite“  (+32) 2 2964106 

 

 

http://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=C-466/12
http://ec.europa.eu/avservices/home/index_en.cfm?

